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Grundlagen der Programmplattform Ent-
wicklung und Chancen junger Menschen in 
sozialen Brennpunkten (E&C)

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) hat im Jahr 
1999/2000 mit der Programmplattform „Ent-
wicklung und Chancen junger Menschen in 
sozialen Brennpunkten (E&C)“ einen neuen 
Schwerpunkt im Rahmen des Kinder- und Ju-
gendplanes des Bundes gebildet, um jungen 
Menschen aus sozialen Brennpunkten bessere 
Voraussetzungen für ihre Zukunft zu eröffnen.

Die Programmplattform E&C wurde als 
Partnerprogramm zur Gemeinschafts-initia-
tive des Bundes und der Länder „Die Soziale 
Stadt“ entwickelt. Das Bund-Länder-Programm 
„Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbe-
darf – Die Soziale Stadt“ wird in ca. 300 Kom-
munen in 351 Programmgebieten (Stand 2005) 
umgesetzt. Das Programm E&C berücksichtigt 
zusätzlich zu diesen Gebieten auch 13 struktur-
schwache ländliche Regionen. 

Die drei Hauptziele der Programmplattform 
E&C sind:

Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung,
Stärkung von Zukunftskompetenzen für 
Kinder und Jugendliche,
Stärkung von Eigenverantwortung, Partizi-
pation und sozialem Engagement.

Dies geschieht, in dem das Programm 

die über den Kinder- und Jugendplan ge-
förderte Infrastruktur der Kinder- und Ju-
gendhilfe (Ressourcen und Maßnahmen) 
für diese Sozialräume mobilisiert,
die Arbeit der Kinder- und Jugendhilfe in 
diesen Räumen qualifiziert und weiter ent-
wickelt,
den Blick der Kinder- und Jugendhilfe stär-
ker als bisher auf die Probleme und Schwie-
rigkeiten junger Menschen in diesen Sozial-
räumen richtet und
neue Maßnahmen, Programme entwickelt 
und erprobt.

Dazu sind im Rahmen der Programmplattform 
E&C folgende Teilprogramme des BMFSFJ 
aufgelegt und umgesetzt worden:

FSTJ – Freiwilliges Soziales Trainingsjahr,
Lokale Aktionspläne für Toleranz und De-
mokratie,
Netzwerke und soziales Ehrenamt – struk-
turschwache ländliche Regionen,
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KuQ – Kompetenz und Qualifikation für jun-
ge Menschen in sozialen Brennpunkten,
Kompetenzagenturen,
LOS – Lokales Kapital für soziale Zwecke,
Schlaumäuse – eine Bildungsinitiative von 
Microsoft Deutschland und Partner.

Darüber hinaus sind angekündigt bzw. ausge-
schrieben:

Erweiterung des Modellprogramms „Kom-
petenzagenturen“ von 16 Agenturen auf 
200 ab 2007,
Fortsetzung des Programms LOS 2007-
2013,
Programm „Schulverweigerung – Die 
zweite Chance“ zunächst bis 2007, geplant 
bis 2013.

Soziale Arbeit als Koproduktion�

Unter der Überschrift „Soziale Arbeit als Ko-
produktion“ setzt das Bundesmodellprogramm 
E&C die Akzente nicht nur auf die Kooperati-
on zwischen den verschiedenen Ämtern, der 
Einbeziehung von freien Trägern und Einrich-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe, dem Quar-
tiersmanagement in den Gebieten der Sozialen 
Stadt und den Schulen, sondern insbesondere 
auch auf die Beteiligung und Partizipation der 
Kinder und Jugendlichen und deren Eltern. 
Die Tätigkeit der Regiestelle E&C richtet sich 
insbesondere an die Quartiersmanager/innen, 
die Beauftragten der Städte, Gemeinden und 
Kreise, die Vertreter/innen der frei- gemeinnüt-
zigen Träger und Einrichtungen (insbesondere 
Kindertagesstätten) und die Schulen. 

Zentrale Schlüsselfragen zwischen Regiestel-
le und den Ansprechpartnern der Programm-
plattform E&C sind:

die Implementation lokaler Aktionspläne,
sozial-ethnische Integration,
öffentlicher Raum und Sicherheit,
Wohnen und Wohnumfeld,
soziale Infrastruktur,
Arbeitsmarktpolitik und Wirtschaftsförde-
rung,
besondere soziale Lebenslagen, Gesund-
heitsförderung sowie
Steuerungsinstrumente und Ressourcen-
einsatz.

Die Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung, 
der Erwerb von Zukunftskompetenzen für 

�)  Brocke, H. (2005) 
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Hartmut Brocke

Soziale Arbeit als Koproduktion –  
Erfahrungen aus der Programmplattform E&C
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Kinder und Jugendliche, die Stärkung von Ei-
genverantwortung und sozialem Engagement 
sind, so die Überzeugung des Programms, 
nicht in den einzelnen Hilfesystemen allein zu 
realisieren, sondern nur durch Mobilisierung 
von Querschnittskompetenzen der Ämter und 
Träger, wie des demokratischen Gemeinwe-
sens vor Ort im Stadtteil. Vor diesem Hinter-
grund betont das E&C-Programm das Prinzip 
der sozialräumlichen Vernetzung, das heißt, 
die Einbeziehung und die Kooperation der vor-
handenen lokalen Akteure, Einrichtungen und 
Diensten, der Bewohnerinnen und Bewohner, 
die Aktivierung von materiellen und sozialen 
Ressourcen, der Aufbau von Netzwerken der 
Quartiersarbeit und der Gemeinwesenarbeit 
und die Einrichtung von lokalen Zentren.

Bedeutung des Sozialraums�

Städte und Gemeinden sind Teil der gesell-
schaftlichen Transformationsprozesse. Der 
Ökonomisierungsdruck auf staatliches und auf 
Gemeinwohlhandeln hat Auswirkung auf die 
soziale Schichtung der Städte, der Stadtteile 
und der Landkreise.

Der Prozess der sozialräumlichen Segrega-
tion versinnbildlicht gesellschaftliche Desinte-
grationsprozesse. Die sozialen Konflikte einer 
Gesellschaft, die in erfolgreiche Mitglieder 
und chancenlose Absteiger differenziert, kon-
zentriert spezifische Benachteiligungslagen, 
die die Bewohner/innen von Gebieten mit be-
sonderem Entwicklungsbedarf/sozialen Brenn-
punkten in besonderer Weise treffen und ihre 
Lebenssituation/Lebenslage, wie ihr Alltags-
handeln prägen. Die Probleme erscheinen lo-
kalisiert, die Problemlösungen ebenfalls, kön-
nen aber nicht auf die lokale Ebene beschränkt 
werden.

Die Fixierung auf das lokale Milieu gibt ins-
besondere den Kindern und Jugendlichen 
Orientierung und soziale Identität. Die Segre-
gationsfolgen in der Bevölkerungsschichtung 
dieser Quartiere verdichten diese Erfahrung 
durch relative Homogenität der versammelten 
Lebenslagen und der kulturellen Milieus ihrer 
Bewohner/innen. Negative Integration, die Ent-
wicklung von abweichenden Techniken, die 
Einbindungen in illegale lokale Ökonomien, der 
Anschluss an Cliquen, Banden (die sich Respekt 
zu verschaffen wissen), die Gewöhnung an Ge-
walt zur Lösung von Konflikten kann unter dem 
Gesichtspunkt der Persönlichkeitsentwicklung, 
besser der Persönlichkeitsbildung, auch als Bil-
dungskatastrophe bezeichnet werden. 

Die lokalen gebietsspezifischen Benachteili-
gungs- und sozialen Ausgrenzungslagen wir-
ken sich auf die ökonomischen Strukturen der 

�)  Angebot der Stiftung SPI (2000)

jeweiligen Gebiete nachhaltig aus. Das trifft 
insbesondere den Erwerbssektor. Es erfolgt 
zusehends eine Verschiebung des Arbeitsplat-
zangebotes zu Gunsten des Dienstleistungs-
sektors und Niedriglohnbereichs und geht zu 
Lasten des produzierenden und verarbeiten-
den Gewerbes.

Sozialräumliche Desintegrationsmerkmale�

Kinder, Jugendliche und ihre Eltern erleben in 
diesen Gebieten, dass Misserfolge ihr „Schick-
sal“ sind. Sie orientieren sich an dem, was im 
Nahumfeld an sozialen Kontakten zur Verfü-
gung steht. Misserfolge in Bildung und Beruf 
verstärken die Bedeutung des Nahraums für die 
Persönlichkeitsentwicklung, weil der Lebensbe-
zug sich mehr und mehr auf diesen beschränkt. 
So geraten die Strukturen dieser Nahräume zur 
symbolischen Ordnung der Welt. 

Die Eigendynamik der Abwertung städ-
tischer Räume, die von den Bewohnern/innen 
als unsicher, verwahrlost, gestaltlos, unwirtlich 
wahrgenommen werden, verstärkt einerseits 
den Prozess der selektiven Entmischung und 
bewirkt andererseits bei den Bewohnern/innen 
die Ausrichtung auf Eigeninteressen hin orien-
tierter Sozialkontrolle der verbleibenden Grup-
pen und verfestigt die sozialen Ungleichheiten 
durch die Fortschreitung der Segregation.

Desintegrationsmerkmale solcher städtischen 
Gebiete sind insbesondere:

mangelnde Befähigung, gemeinsame Wer-
te zu erzeugen und soziale Kontrolle aus-
zuüben,
die vollzogene soziale, ökonomische, kultu-
relle und symbolische Ausdifferenzierung/
Spaltung des städtischen Raums,
ein dominant niedriger wirtschaftlicher Sta-
tus, soziale Risikofaktoren, wie Bildungsfer-
ne der Eltern, Krankheit, aggressive Verhal-
tensmuster,
geringe Intensitäten sozialer Netzwerke, 
fehlende Partizipation sowie
fehlende Kontrollimpulse gegenüber den 
Aktivitäten einzelner Nutzergruppen.

Faktoren der sozialen Ausgrenzung

Der Prozess der sozialen Ausgrenzung ist 
vielschichtig, das heißt, nicht die sozial aner-
kannten etablierten Grenzen allein, die sozialen 
Absteiger, sondern die Exkludierten selbst tra-
gen durch ihre entwickelten Verhaltensmuster 
zu dem Prozess der Exklusion aktiv bei. Den-
noch ist Ausgrenzung kollektiv erlebbar und 
lässt sich an vier Faktoren� festmachen:

�)  Kilb, R. (2006)
�)  Kilb, R. (2006)
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materiell, z. B. durch Arbeitslosigkeit,
kulturell, z. B. als Bildungsnotstand,
sozial, z. B. als ethnisch-rassistische Diskri-
minierung sowie
symbolisch, z. B. als marginalisierten Le-
bens- und Wohnort, der sozial und ökono-
misch von der Stadt abgekoppelt ist.

Stadträumliche Wirkungs- und Vermittlungs-
effekte

Prof. Dr. Rainer Kilb von der Fachhochschule 
Darmstadt hat mehrere Wirkungs- bzw. stadt-
räumliche Vermittlungseffekte� von benach-
teiligten Quartieren/sozialen Brennpunkten 
identifiziert. Diese Wirkungs- und Vermittlungs-
effekte sind dabei idealtypisch zu verstehen 
und können letztlich in einem Quartier mehr-
fach auftauchen. 
Rainer Kilb nennt:

Quartiere als Abspaltungsverstärker

Gemeint sind, in sich geschlossene ghet-
toartige Areale mit starker Selbstisolati-
on der Bewohner/innen. Es bildet sich ein 
eigenes normatives und „ökonomisches 
Überlebens-/Mithaltesystem“ heraus, die 
gesellschaftliche Exklusion ist besonders 
ausgeprägt.

Quartiere von Konfrontationsverstärkern

Gemeint sind, zentrale Plätze, Citycenter, 
Bahnhöfe, Übergangswohneinrichtungen. 
In diesen Quartieren kommt es zu einer 
direkten Konsum- und Armutskonfrontati-
on. Soziale Kontrolle entfällt auf Grund der 
Passantenströme und der relativen Anony-
mität.

Quartiere als Verunsicherungsverstärker

Gemeint sind hier, die traditionellen klein-
bürgerlichen Arbeiterquartiere. Die Be-
wohner/innen haben durch den Abbau der 
industriellen Arbeitsplätze eine sie verun-
sichernde Entwicklung erlebt. Die Arbeits-
losigkeit unter sich tendenziell auflösenden 
Milieus, durch Zuzug von Migranten/innen 
und auf günstige Mieten Angewiesene, An- 
und Nachfrage des Integrierens, das soziale 
Zusammenleben führen zur sozialen Ab-
wertung und räumlichen Ausgrenzung.

Quartiere als Desintegrationsräume

Gemeint sind, Stadtquartiere im Sinne einer 
„Restflächenverwertung“ ohne „Seele“. 
Sie liegen unmittelbar an Verkehrskreuzen, 
Verkehrsmagistralen und bieten keine Ori-
entierung im Sinne von integrativen Be-
zugskomponenten.

�)  Kilb, R. (2006)
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Handlungsauftrag des Quartiersmanagements

Die Aufgabenstellung dieser Zielgruppenkonfe-
renz für Quartiersmanager/innen „Die Soziale 
Stadt für Kinder und Jugendlichen – Perspek-
tiven von Quartiersentwicklung und Lokalem 
Aktionsplan in E&C-Gebieten“ soll hier anset-
zen. Bei der Förderung von Kindern und Ju-
gendlichen in E&C-Gebieten geht  es für das 
Quartiersmanagement insbesondere darum, 
vorhandene Ressourcen zu stärken, frühzeitige 
Unterstützungsangebote für Eltern und Kinder 
zu entwickeln sowie Kinder und Jugendliche 
bei biografischen Übergängen zu begleiten 
und zu unterstützen. 

Wir gehen davon aus, dass je nach Lebens-
lage (und dazu gehört, wie beschrieben, der 
Lebensort) die zukünftige Gesellschaft für die 
Kinder und Jugendlichen als Risiko- oder als 
Multioptionsgesellschaft erscheinen. Um die 
Zukunftskompetenzen im Rahmen eines inte-
grierten Handlungsansatzes auf sozialräum-
licher Ebene umsetzen zu können, schlagen 
wir im Sinne einer Zukunftsdiagnose vor, di-
ese Anforderungen auf fünf Kernbereiche zu 
verdichten, die den Akteuren zur Orientierung 
bei der jeweiligen Beurteilung von Lebensla-
genpotenzialen und ihrer sozialen Angebote 
dienen können�:

eine zukünftige Wissensgesellschaft ver-
langt nach Lernfähigkeit,
eine zukünftige Risikogesellschaft verlangt 
nach Identitätsfähigkeit,
eine zukünftige Arbeitsgesellschaft verlangt 
nach Produktionsfähigkeit,
eine zukünftige Zivilgesellschaft erfordert 
Beteiligungsfähigkeit und
eine Einwanderungsgesellschaft erfordert 
kulturelle Fähigkeiten.

Das Quartiersmanagement handelt an diesen 
Schnittstellen und wird zum Erfinder neuer 
Möglichkeiten und Perspektiven, gemeinsam 
mit den lokalen Akteuren, den Fachressorts 
und Interessengruppen der Bevölkerung. 

Sozialräumlichkeit als neue Form der Politik-
gestaltung

Sozialraumorientierung setzt den traditionellen 
Sozialstaatsprinzipien (Recht und Anspruch 
auf Hilfe, wenn ohne eigenes Verschulden in 
Not geraten; soziale Kontrolle abweichenden 
Verhaltens; kurativer Ansatz, d. h. Sozialpolitik 
wird wirksam, wenn sich die Probleme manife-
stiert haben; Individualisierung der Probleme 
zur Prüfung des Leistungsanspruchs; Defizito-
rientierung sozialstaatlicher Leistungen) eine 
neue Sichtweise gegenüber. Sozialräumliche 
Strategien und Handlungskonzepte zeichnen 

�)  Bundesjugendkuratorium (2001) 
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sich dadurch aus, dass sie:
ressourcenorientiert,
ressortübergreifend,
partizipativ,
synergetisch (nicht additiv),
integrativ,
aktiv und offen (kommunikativ),
intermediär,
formell, informell, non-formell  
verknüpfend,
regel- und fehlerfreundlich,
(selbst-)reflexiv und
lösungs- (statt trend-) orientiert sind.

Sozialraumorientierung bedeutet ein Umden-
ken und einen Paradigmen- und Politikwech-
sel, der nicht auf ein einzelnes Ressort wie die 
Jugendhilfe zu beschränken ist. Ausgehend 
von den (Bildungs-)Bedürfnissen von Kindern, 
Jugendlichen und Familien und den notweni-
gen Kompetenzen, die es zu erlangen gilt, sol-
len Strukturen, Dienstleistungen und Angebote 
umgestaltet werden. Sozialraumorientierung 
erfordert neue Formen des Verwaltungsden-
kens und Handelns und basiert gleichzeitig auf 
einer neuen Kultur der Beteiligung: ohne die 
tatsächliche Partizipation der Betroffenen ist 
sie nicht zu verwirklichen. Sie zielt also auf ein 
Mehr an praktizierter Demokratie, auf Teilhabe 
und auch auf Effizienz. 

Zentrale Kennzeichen von Sozialraumorien-
tierung sind:

 Empowerment (Perspektiven entwickeln, 
Projekte möglich machen, städtebauliche 
Investitionen konzentrieren und mit sozi-
alen Infrastrukturpolitiken kombinieren),
lokale Partnerschaften, lokale Ökonomie, 
Vernetzung und Verflechtung, soziale Arbeit 
als Koproduktion,
Partizipation (Bürgerbeteiligung, Stärkung 
der Stellung der betroffenen Kinder und Ju-
gendlichen und ihrer Eltern, Selbsthilfe und 
soziales nachbarschaftliches Engagement) 
und
Linkage-Politik (soziale Verantwortung 
der privaten Wirtschaft, Formulierung der 
Schnittstellen zwischen anderen Politikbe-
reichen).

Die Umsetzung einer am Sozialraum orien-
tierten Strategie verlangt nicht allein die Be-
rücksichtigung der fachlichen und demokra-
tischen Standards der Sozialraumorientierung, 
sondern Steuerungs- und Führungskompetenz 
von der Kommune und den lokalen Akteuren 
auf allen Ebenen�: 

Auf der strategischen Ebene gilt es die Ko-

�)  Stiftung SPI (2002)
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produktionsebenen zu formulieren, abzu-
stimmen und festzulegen. 
Auf der administrativen Ebene muss si-
cher gestellt werden, dass die betroffenen 
einzelnen Ämter kooperieren und Quer-
schnittskompetenzen aktiviert werden und 
die Gesamtstruktur der Angebote Transpa-
renz und Bürgernähe schafft. 
Auf der methodischen Ebene müssen Leit-
linien mit entsprechenden Zeitplänen mit 
Auftraggeber und Zielgruppe(n) festgelegt 
und Indikatoren zur Auswahl und zum Ver-
gleich lokaler Angebote gefunden und ein 
transparentes Instrument der Evaluierung, 
Bewertung und Prüfung geschaffen wer-
den. 
Auf der sozialräumlichen Ebene müssen 
die sozialen Hilfen und Dienste stärker prä-
ventiv und ursachenbezogen definiert sein. 
Auf der Aktionsebene gilt es einer ausge-
wiesenen Kooperations- und Beteiligungs-
kultur Substanz und Gewicht verschaffen. 
Denn es müssen Akteure und Initiativen zur 
Beteiligung gewonnen werden, die traditio-
nell nicht erreicht werden.

Nötig ist hierfür eine Netzwerkarbeit auf drei 
Ebenen: als strategisches Ämternetzwerk, als 
operatives lokales Netzwerk und die Schaffung 
von lokalen Zentren (Managementteams von 
Einrichtungen und Diensten im Sozialraum).

Strategien sozialer Inklusionsprozesse�

Strategien sozialer Inklusion zu entwickeln 
heißt insbesondere, alle Formen von Ausgren-
zung und Stigmatisierung zu bekämpfen und 
neue Formen von Partizipation der Bürger/in-
nen, der Mitarbeiter/innen wie deren Instituti-
onen zu entwickeln. 

Strategien sozialer Inklusion zu entwickeln, 
heißt den Aufbau von sozialen Beziehungen, 
auch und gerade über die Begrenzungen des 
sozialen Raums hinaus, zu fördern. 

Strategien sozialer Inklusion beginnen mit 
der Wahrnehmung von Unterschieden und der 
Achtung und dem Respekt dieser Unterschiede. 
Sie reagieren sensibel auf Prozesse sozialer 
Diskriminierung (Geschlecht, ethnische Zuge-
hörigkeit, sexuelle Ausrichtung etc.).

Strategien sozialer Integration sind darauf 
ausgerichtet, den Aufbau von solidarischen 
Gemeinschaften (Gemeinwesenbildung) zu 
fördern.

Strategien sozialer Inklusion schließen den 
Wandel mit ein, sie sind prozessorientiert und 
wenden sich den Barrieren wie den Ressour-
cen gleichermaßen zu.

Bei der praktischen Umsetzung von Strate-

�)  Booth u. A. (2006)
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gien der sozialen Inklusion hat sich die Beach-
tung von fünf Elementen bewährt: 

Entwicklung von Schlüsselkonzepten, um 
die Reflexion sozialer Inklusionsanforde-
rungen und deren Entwicklung zu fördern,
Festlegung eines Planungsrahmens (Di-
mension und Handlungsfelder), um den 
Zugang zur Evaluation und der Entwick-
lungsverläufe zu strukturieren,
Aufstellung von Indikatoren, um eine für 
alle Beteiligten transparente Evaluation zu 
ermöglichen,
Aufteilung in definierte Zeitabschnitte, um 
Prioritäten für eine Fortschreibung zu iden-
tifizieren und
den Prozess der Umsetzung von neuem zu 
beginnen.
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